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die Aufgaben seien „zu textlastig“
gewesen. Sie sprach von „er-
schwerten Bedingungen“ für die
diesjährigen Abiturienten, weil sie
weniger Präsenzunterricht und da-
mit weniger Möglichkeit zum Üben
gehabt hätten. Den Schüler*innen
gehe es nicht um ein leichtes Abi-
tur, sondern um ein machbares.

Gerhard Waschler (CSU) beton-
te, Staatsregierung und Koaliti-
onsfraktionen nähmen die Hin-
weise bezüglich des Mathe-
Abiturs „außerordentlich ernst“.
„Wir werden uns das im Detail ge-
nau anschauen.“ Bislang sehe er
aber keine Notwendigkeit, in den
Bewertungsprozess einzugreifen.
Zudem verwies er auf ein „pande-
miebedingtes Entgegenkommen“
im Sinne der Schüler. So seien die
Prüfungstermine wegen der Coro-
na-Einschränkungen verschoben,
die Prüfungsinhalte eingegrenzt
und die Prüfungszeit um 30 Minu-
ten verlängert worden. > JUM

Das Mathematik-Abitur scheint
heuer nicht signifikant schlechter
auszufallen als in den Vorjahren.
„Die Ergebnisse liegen im übli-
chen Schwankungsbereich der
vergangenen Jahre“, erklärte der
im Kultusministerium zuständige
Ministerialrat Peter Kammler im
Bildungsausschuss. Von zahlrei-
chen Schüler*innen war vor allem
das diesjährige Mathe-Abitur als
besonders schwer eingestuft wor-
den. Eine Petition, die sich für
eine „faire Anpassung des Noten-
schlüssels“ bei der Korrektur ein-
setzt, ist inzwischen knapp 38 000
Mal unterzeichnet worden.

Die Behandlung des Themas im
Ausschuss hatte die SPD mit einem
Antrag ausgelöst. Die Forderung:
Die Staatsregierung solle die sich
häufenden Hinweise auf eine „au-
ßerordentlich schwere Aufgaben-
stellung“ beim Mathe-Abitur ernst
nehmen. Margit Wild (SPD) bezog
sich dabei vor allem auf Vorwürfe,

Noten im normalen Bereich

Staatsregierung, ein Verbot der
Organisation nach dem Vereins-
recht zu prüfen.

Der CSU-Abgeordnete Norbert
Dünkel stimmte den Einschätzun-
gen Bozoğlus inhaltlich zu, warn-
te aber vor den möglichen Folgen
einer Annahme des Antrags durch
den Landtag. Er verwies auf die
Erfahrungen mit dem gescheiter-
ten Verbotsverfahren gegen die
NPD, das eher zu einer Aufwer-
tung der Partei geführt habe. Ähn-
liches könne im Fall des III. Weges
drohen. Er sehe derzeit keine Aus-
sicht auf einen Erfolg eines Ver-
botsverfahrens, da das BVG erst
im Vorfeld der Europawahl 2019
den Parteienstatus des III. Weges
bestätigt habe, sagte Dünkel. Vor
diesem Hintergrund sei auch ein
Verbot über das Vereinsrecht
nicht zielführend. > JUM

Bayern wird auf Bundesebene
vorerst keinen Verbotsantrag ge-
gen die vom Verfassungsschutz als
rechtsextrem eingestufte Partei
Der III. Weg vorantreiben. CSU
und Freie Wähler lehnten im In-
nenausschuss einen entsprechen-
den Vorstoß der Grünen ab. Die-
sen begründete deren Abgeordne-
ter Cemal Bozoğlu mit der ideolo-
gisch-gewaltorientierten Ausrich-
tung der Partei, die sich 2014 als
Nachfolgeorganisation der verbo-
tenen rechtsextremen Gruppie-
rung Freies Netz Süd gegründet
hatte. Aus Bozoğlus Sicht verfügt
Der III. Weg über keine klassi-
schen Parteistrukturen, sondern
sei eine Kaderorganisation. Diese
nutze das im Grundgesetz veran-
kerte Parteienprivileg zum Schutz
der eigenen Aktivitäten. Ergän-
zend forderte Bozoğlu von der

Ein Verbot wäre heikel
Nur noch 300 Covid-Intensivbetten belegt

Gesundheitsminister Klaus Ho-
letschek (CSU) hat den Landtag
über die wichtigsten Lockerungen
bei den Corona-Beschränkungen
informiert. Wegen der bayernweit
inzwischen bei unter 25 liegenden
Sieben-Tage-Inzidenz und ange-
sichts von mehr als 45 Prozent
Erst- und gut 20 Prozent Zweitimp-
fungen sei eine weitgehende Rück-
kehr zur Normalität verantwort-
bar, sagte Holetschek. Zudem sei-
en aktuell weniger als 300 Inten-
sivbetten mit Covid-Kranken be-
legt. Man habe daher die Kontakt-
beschränkungen erleichtert, sei zu
Vollpräsenz an Schulen und Kitas
in fast allen Landesteilen zurück-
gekehrt und ermögliche die weit-
gehende Öffnung von Handel,

Gastronomie und Hotellerie. Auch
die Kultur nehme wieder Fahrt auf.

Die SPD-Abgeordnete Ruth
Waldmann hatte Fragen an Holet-
schek zur Verbreitung der indi-
schen Corona-Mutante in Bayern.
Diese sei in Großbritannien auf
dem Weg zur Dominanz und führe
dort zu wieder erhöhten Infekti-
onszahlen, erklärte Waldmann.
Vor diesem Hintergrund sei un-
verständlich, warum ihr Vorkom-
men in Bayern nicht im täglichen
Bericht des Landesamts für Ge-
sundheit dokumentiert werde.
Laut Holetschek werden auch in
Bayern Positiv-Tests auf die indi-
sche Variante sequenziert. Die
Fallzahlen seien aber so niedrig,
dass eine tägliche Veröffentli-

chung nicht angezeigt sei. Man
habe die weitere Entwicklung im
Blick und werde bei geänderter
Sachlage neu entscheiden.

Auskunft über die Strategie der
Staatsregierung zur Rückgewin-
nung von Fahrgästen im öffentli-
chen Nahverkehr erbat sich Jürgen
Baumgärtner (CSU) von Verkehrs-
ministerin Kerstin Schreyer (CSU).
Laut Baumgärtner ist es bedenk-
lich, wenn gut ein Viertel der frü-
heren Fahrgäste in Umfragen be-
kundet, nach der Pandemie weiter
verstärkt aufs Auto zu setzen.
Schreyer will dem durch eine hö-
here Attraktivität im Nahverkehr
entgegenwirken. Dazu sollen Hy-
giene- und Sauberkeitsstandards
hochgehalten, der digitale Kun-

denservice verbessert und das An-
gebot ausgeweitet werden. Auch in
Stoßzeiten sollen überfüllte Busse
und Bahnen vermieden werden.

Der fraktionslose Abgeordnete
Markus Plenk wollte wissen, wa-
rum in Schulen weiter Masken-
pflicht bestehe, in der Innengastro-
nomie aber nicht. Staatskanzleimi-
nister Florian Herrmann (CSU) be-
gründete dies mit dem besonderen
Schutzraum der Schule. Der Frei-
staat trage für Kinder, Jugendliche
und Lehrkräfte eine besondere
Verantwortung. Wegen der Schul-
pflicht könne sich auch niemand
vom Schulbesuch freistellen las-
sen. Dagegen bestehe „keine
Pflicht, ins Wirtshaus zu gehen“, so
Herrmann. > JÜRGEN UMLAUFT
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Kämpfen um jedes Zehntelgrad
Als Konsequenz aus dem Klima-

schutzurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts haben die Grünen
eine ergänzte Fassung ihres be-
reits 2018 vorgelegten Entwurfs
für ein bayerisches Klimaschutz-
gesetz in den Landtag einge-
bracht. Sie kommen damit der An-
kündigung von Ministerpräsident
Markus Söder (CSU) zuvor, der
eine „Generalüberholung“ des
erst vor einem halben Jahr verab-
schiedeten Klimaschutzgesetzes
angekündigt hatte. Der Grünen-
Abgeordnete Martin Stümpfig be-
gründete das Vorgehen seiner
Fraktion mit der gebotenen Eile.
„Die Zeit drängt, wir brauchen
schnelle Maßnahmen, wir müssen
bei der Erderwärmung um jedes
Zehntelgrad kämpfen“, sagte er.

Der Gesetzentwurf der Grünen
sieht eine klare Begrenzung des
bayerischen CO2-Ausstoßes ge-
mäß dem Pariser Klimaschutzab-
kommen vor. Die Ziele, die in ein-
zelne Sektoren wie den Verkehr,

die Landwirtschaft, die Industrie
oder den Energieverbrauch in Ge-
bäuden aufgegliedert sind, sollen
regelmäßig auf ihre Einhaltung
überprüft werden.

Zudem sieht der Entwurf eine
Vielzahl an Einzelmaßnahmen
zur Umsetzung der Ziele vor.
Stümpfig warb für eine breite Zu-
stimmung. Wenn die Regierungs-
koalition dem Vorschlag der Grü-
nen aber nicht zustimmen wolle,
sei sie eingeladen, möglichst viel
davon in ihr angekündigtes Ge-
setz zu übernehmen.

Diese Hoffnung dämpfte Martin
Huber (CSU). Der Entwurf der
Grünen weise „keinen Weg in die
Zukunft“, sagte er. Es würden zu
viele Aufgaben an die Kommunen
delegiert, vor allem aber fehle es an
der Verbindung von Klimaschutz,
technischer Innovation und Wert-
schöpfung. Genau darum müsse es
aber beim erfolgreichen Klima-
schutz gehen. Dies werde auch im
Mittelpunkt der von den Regie-

rungsfraktionen angedachten No-
velle des Klimaschutzgesetzes ste-
hen. Maßstab dafür sei ein „klima-
neutrales Bayern bis 2040“, beton-
teHuber.BennoZierer (FreieWäh-
ler) versprach, man werde die baye-
rischen Klimaziele „nachschär-
fen“. Dazu gehöre für ihn auch der
weitere Ausbau der erneuerbaren
Energien inklusive der Windkraft.

AfD-Fraktionschef Ingo Hahn
sprach von einem „Klimawahn“.
Als Beleg dafür führte er die unter

dem Durchschnitt der vergange-
nen 30 Jahre liegenden Temperatu-
ren in den ersten Monaten des Jah-
res 2021 an. Vor diesem Hinter-
grund sei die Vorlage der Grünen
„kreativ- und ideenlos“, sie setze
auf Verbote statt Lösungen. SPD-
Fraktionschef Florian von Brunn
mahnte, beim Klimaschutz auch
auf die Sozialverträglichkeit zu
achten. Das vermisse er im Entwurf
der Grünen. An die CSU appellier-
te er, ihre Denk- und Umsetzungs-
blockaden beim Klimaschutz auf-
zugeben. Nach Ansicht von Chris-
toph Skutella (FDP) schütten die
Grünen mit ihrer Vorlage das Kind
mit dem Bade aus. Es seien Maß-
nahmen enthalten, die in der Um-
setzung teuer, in ihrer Wirkung
aber gering seien. Darunter leide
die Akzeptanz für den Klima-
schutz. Nötig sei ein effizientes und
international abgestimmtes Vorge-
hen, „planwirtschaftliche Eingrif-
fe“ seien dagegen abzulehnen.
> JÜRGEN UMLAUFT

Der Klimawandel ist auch in Bayern
spürbar. FOTO: DPA/GOLLNOW
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derung wurde von niemandem un-
terstützt. Allein Ritter vom Haus-
ärzteverband verwies noch auf die
Rolle des Geldes. „Gemein-
schaftspraxen und Medizinische
Versorgungszentren sind zuneh-
mend in der Hand des Kapitals.
Das Kapital aber will Gewinn ma-
chen.“ Die Folge seien oft „medi-
zinisch nicht sinnvolle kreisende
Überweisungen“ von einem Arzt
zum anderen. Ritters Appell: „Bit-
te auf die Trägerschaft achten,
dass das nicht das Kapital macht.“
Gemeinschaftspraxen sollten in
den Händen der Ärzt*innen blei-
ben. > FLORIAN SENDTNER

Fakultät in Würzburg, bestätigte
das: „Das hat keine Auswirkun-
gen, weil es sofort Nachrücker
gibt.“ Auch bei der Abwanderung
approbierter Mediziner*innen ins
Ausland warnte Martin Fischer
vor zu viel Aufregung: Einiges von
dieser internationalen Erfahrung
komme auch wieder zurück.

Als einzige Vertreterin der Me-
dizinstudierenden forderte Melis-
sa Seitz eine anständige Vergü-
tung im Praktischen Jahr. Viele
seien hier auf einen Nebenver-
dienst angewiesen, hielten die Ru-
hezeiten nicht ein oder kämen
krank auf die Station. Diese For-

Ende 100 approbierte Ärzte zu ha-
ben. Die Gründe dafür wurden
kontrovers diskutiert. Jochen
Gensichen, Direktor des Instituts
für Allgemeinmedizin am Klini-
kum der LMU, plädierte dafür,
sich nicht mit den Studienabbre-
cher*innen aufzuhalten: „Junge
Menschen haben das Recht, eine
gewisse Orientierung zu durchlau-
fen.“ Sein Kollege Martin Fischer
vom Institut für medizinische Di-
daktik am Klinikum der LMU ver-
wies darauf, dass der Studienab-
bruch größtenteils in den ersten
Semestern stattfinde. Matthias
Frosch, Dekan der medizinischen

lich Pflichtfach im Studium, sie sei
mit nur zwei Lehrstühlen in Bay-
ern aber unterrepräsentiert. Ob-
wohl der Bedarf zunehme, sei das
Studium nach wie vor sehr kurativ
orientiert. „Sterben betrifft alle,
das Leben ist zu hundert Prozent
tödlich“, sagte Ostgathe. Deshalb
gehöre die Palliativmedizin „zen-
tral ins Studium hinein“.

Uneins waren sich die Experten,
wie hoch der Bedarf an Studien-
plätzen zu veranschlagen sei. Ge-
rald Quitterer, Präsident der Baye-
rischen Landesärztekammer,
sprach von 150 bis 200 Studien-
plätzen, die man brauche, um am

tur vergeben wird, wenn sich die
Bewerber*innen dazu verpflich-
ten, zehn Jahre als Mediziner*in
auf dem Land zu arbeiten, wurde
zwar durchgehend positiv bewer-
tet, jedoch mehrfach als nicht aus-
reichend angesehen. Antonius
Schneider, Direktor des Instituts
für Allgemeinmedizin und Versor-
gungsforschung der TU München,
plädierte für die Ansiedlung von
„Campi im ländlichen Raum“, um
„Klebeeffekte zu stimulieren“.
Wenn die Studierenden, derzeit
etwa im Praktischen Jahr, Be-
kanntschaft mit dem ländlichen
Raum machten, dann blieben sie
häufig dort: „Man lernt jemand
kennen, heiratet, baut ein Haus.“

Auch Wolfgang Ritter vom Vor-
stand des Bayerischen Hausärzte-
verbands beschwor die Schönheit
des Landlebens im Allgemeinen
und einer Landarztpraxis im Be-
sonderen. Doch Jochen Maurer,
der für die Kassenärztliche Verei-
nigung Bayerns in Vertretung für
deren Chef Wolfgang Krombholz
sprach, wies darauf hin, dass
Ärzt*innen, die in strukturschwa-
chen Regionen tätig sind, „dort
auch leben können müssen“. Auch
bei anderen Sachverständigen
klang durch, dass es deshalb so
schwer ist, Ärzte aufs Land zu lo-
cken, weil das Leben dort oft eine
ziemliche Zumutung sei.

Ein nicht sehr beliebtes Spezial-
thema vertrat Christoph Ostgathe,
Chef der Palliativmedizin der Uni-
klinik Erlangen. Die Palliativme-
dizin sei zwar seit 2012/13 end-

Der niedergelassene Arzt: selbst-
ständig und in Vollzeit beschäftigt
– so kannte man das. Doch das än-
dert sich. Erstens ist der Arzt immer
öfter eine Ärztin, zweitens gibt es
immer mehr Teilzeitmediziner*in-
nen und drittens auch mehr und
mehr Ärzt*innen im Angestellten-
verhältnis. Wie muss das Medizin-
studium auf diese Entwicklung rea-
gieren? Und wie viele Studienplät-
ze braucht es deshalb mehr? Eine
Expertenanhörung zum Thema
„Studium der Humanmedizin an
bayerischen Universitäten“ sollte
diesen Fragen diese Woche auf den
Grund gehen.

Campus auf dem Land

Zehn Sachverständige waren zu
einer gemeinsamen Anhörung des
Gesundheits- und des Wissen-
schaftsausschusses geladen.´Teils
im Plenarsaal, teils aus ihrem Büro
zugeschaltet, waren sich alle zehn
zumindest in einem Punkt einig:
Das Medizinstudium darf auf kei-
nen Fall um ein Jahr verkürzt wer-
den. „Über die Dauer des Studiums
sollte nicht diskutiert werden“,
sagte Martina Kadmon, Grün-
dungsdekanin und Chefin der Me-
dizinischen Fakultät in Augsburg:
„Dagegen spricht die Komplexität
der Sache.“

Ein immer wiederkehrendes
Thema war der Ärztemangel auf
dem Land. Die seit Kurzem gelten-
de Landarztquote, die darin be-
steht, dass ein kleiner Teil der Stu-
dienplätze auch ohne Einser-Abi-

Landarztquote und Klebeeffekt
Patient*innen müssen im ländlichen Raum oftmals weit bis
zur nächsten Praxis fahren. Wie vor allem hier der Bedarf an
Nachwuchsmedizinerinnen und -medizinern gedeckt
werden könnte, war eines der Hauptthemen, über die zehn
Experten bei einer Anhörung im Landtag diskutierten.

Glück hat, wer auf dem Land heute noch in der Nähe eine Arztpraxis hat. FOTO: DPA/TOM WELLER
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